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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1960 Ausgegeben am 25. Juli 1960 44. Stück

1 4 0 . Kundmachung: Beitritt Neuseelands zum Staatsvertrag betreffend die Wiederherstellung eines unabhängigen
und demokratischen Österreich.

1 4 1 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Belgien über die gegenseitige Aner-
kennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und öffentlichen Urkunden,
betreffend Unterhaltsverpflichtungen.

1 4 2 . Zusatzprotokoll Nr. 3 zur Abänderung des Europäischen Währungsabkommens und des Protokolls über
dessen Vorläufige Anwendung.

143. Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium für Finanzen der Republik Österreich und dem Königlich
Schwedischen Finanzministerium über die Durchführung der Entlastung von den im
Abzugswege an der Quelle erhobenen Steuern von Einkünften aus beweglichem Kapital-
vermögen.

1 4 0 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 28. Juni 1960 über den Beitritt
Neuseelands zum Staatsvertrag betreffend die
Wiederherstellung eines unabhängigen und

demokratischen Österreich.

Nach einer Mitteilung des sowjetischen Außen-
ministeriums wurde die Beitrittsurkunde Kanadas
zum Staatsvertrag betreffend die Wiederherstel-

lung eines unabhängigen und demokratischen
Österreich, BGBl. Nr. 152/1955, am 23. Juni 1959
bei der Regierung der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken hinterlegt.

Gemäß Artikel 37 des Staatsvertrages ist der
Beitritt Kanadas am 23. Juni 1959 rechtswirksam
geworden.

Raab

141.

Nachdem das am 25. Oktober 1957 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und dem Königreich Belgien über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von
gerichtlichen Entscheidungen und öffentlichen Urkunden, betreffend Unterhaltsverpflichtungen,
welches also lautet:

Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und dem Königreich Belgien über die
gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung
von gerichtlichen Entscheidungen und öffent-
lichen Urkunden, betreffend Unterhalts-

verpflichtungen

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und Seine Majestät der König der Belgier haben,
von dem Wunsche geleitet, die Anerkennung
und Vollstreckung der in Unterhaltssachen ge-
fällten gerichtlichen Entscheidungen sowie die
Vollstreckung der auf diesem Gebiet errichteten
öffentlichen Urkunden auf der Grundlage der
Gegenseitigkeit zu sichern, beschlossen, zu diesem
Zweck ein Abkommen zu schließen, und haben
zu Bevollmächtigten ernannt:
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Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Dr. Viktor H o y e r , Ministerialrat im
Bundesministerium für Justiz, und

Herrn Dr. Rudolf K i r c h s c h l ä g e r , Lega-
tionsrat im Bundeskanzleramt, Auswärtige An-
gelegenheiten,

Seine Majestät der König der Belgier:

Herrn Albert J. H e r m e n t , Inspecteur Général
im Ministerium für die Auswärtigen An-
gelegenheiten und Außenhandel, und

Herrn Robert M e u w i s , Geschäftsträger a. i. in
Wien,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgende Bestim-
mungen vereinbart haben:

Artikel 1

In diesem Abkommen bedeutet:
a) „Entscheidung" jede von einem Gericht

ausgehende Anordnung, soweit mit ihr eine
Person für schuldig erkannt wird, zur Er-
füllung von Unterhaltsverpflichtungen, die
sich aus Familien-, Verwandtschafts-, Ehe-
oder Schwägerschaftsbeziehungen ergeben,
eine Zahlung oder Zahlungen von Beträgen
in bestimmter Höhe zu leisten;

b) „Gericht" jede mit richterlicher Gewalt
ausgestattete Behörde eines der Hohen Ver-
tragschließenden Teile, wie immer sie auch
bezeichnet sein möge, der es zusteht, Ent-
scheidungen, betreffend die unter dem vor-
hergehenden Buchstaben angeführten Ver-
pflichtungen, zu fällen;

c) „Titelgericht" das Gericht, das die Ent-
scheidung gefällt hat, und „ersuchtes Ge-
richt" in Österreich das Gericht, bei dem
die Vollstreckung, in Belgien das. Gericht,
bei dem die Vollstreckbarerklärung der
Entscheidung beantragt wird;

d) „Gläubiger" die Person, zu deren Gunsten
die Entscheidung gefällt wurde; „Schuld-
ner" die Person, gegen die die Entscheidung
gefällt wurde.

Artikel 2

0) Die von einem Gericht eines der Hohen
Vertragschließenden Teile gefällten Entscheidun-
gen werden auf dem Gebiet des anderen Hohen
Vertragschließenden Teiles anerkannt, wenn sie
folgende Voraussetzungen erfüllen:

a) das Titelgericht muß gemäß Artikel 3 des
vorliegenden Abkommens zuständig ge-
wesen sein;

b) die Entscheidung muß in dem Staat des
Titelgerichtes vollstreckbar sein, mögen
auch noch Rechtsmittel gegen sie offen-
stehen;
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c) die Parteien müssen dem Gesetz ent-
sprechend vertreten gewesen oder für
säumig erklärt worden sein, nachdem sie
dem Gesetz entsprechend geladen worden
waren; diese Voraussetzung wird als nicht
erfüllt angesehen, wenn im Fall einer Ver-
säumnisentscheidung die säumige Partei
dem ersuchten Gericht beweist, daß sie von
dem Verfahren tatsächlich nicht zeitgerecht
Kenntnis erhalten haben konnte, um sich
daran zu beteiligen; die entsprechend der
im Artikel 3 des am 17. Juli 1905/1. März
1954 im Haag abgeschlossenen Internatio-
nalen Übereinkommen, betreffend das Ver-
fahren in bürgerlichen Rechtssachen, vor-
gesehenen Weise erfolgte Ladung des Be-
klagten beweist, daß er tatsächlich vom
Verfahren Kenntnis erhalten hat;

d) die vorgelegte Ausfertigung der Entschei-
dung muß die nach den Gesetzen des
Staates, in dem sie gefällt wurde, erforder-
lichen Voraussetzungen für ihre Echtheit
erfüllen und mit dem Siegel des Gerichtes,
das die Entscheidung gefällt hat, versehen
sein.

(2) Die Anerkennung ist jedoch zu versagen:
a) wenn die Entscheidung der öffentlichen

Ordnung des Staates des ersuchten Gerichtes
widerspricht; oder

b) wenn ein gleicher, auf denselben Rechts-
anspruch gestützter und dieselben Parteien
betreffender Antrag in dem Staat des er-
suchten Gerichtes schon Gegenstand einer
Entscheidung in der Sache selbst war,
mögen auch noch Rechtsmittel gegen sie
offenstehen; oder

c) wenn ein gleicher, auf denselben Rechts-
anspruch gestützter und dieselben Parteien
betreffender Antrag vor einem Gericht des
Staates, in dem die Anerkennung beantragt
wird, anhängig ist und dieses Gericht mit
der Sache befaßt worden war, bevor die
Entscheidung von dem Titelgericht gefällt
wurde.

Artikel 3

Die Zuständigkeit des Titelgerichtes ist im
Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a) be-
gründet, wenn eine der folgenden Voraussetzun-
gen erfüllt ist:

a) der Gläubiger oder der Schuldner hatte im
Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens
seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen
Aufenthalt in dem Staat, in dem die Ent-
scheidung gefällt wurde, vorbehaltlich je-
doch der Bestimmungen des Artikels 7
Abs. .2;

b) sowohl der Gläubiger als auch der Schuld-
ner gehören diesem Staat an;
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c) der Schuldner hat sich, sei es ausdrücklich,
sei es durch Einlassung in die Sache selbst,
ohne Einwendungen gegen die Zuständig-
keit erhoben zu haben, der Zuständigkeit
des Titelgerichtes unterworfen.

Artikel 4

(1) Jede von einem belgischen Gericht gefällte
Entscheidung ist in Österreich vollstreckbar, wenn
die Voraussetzungen des Artikels 2 erfüllt sind;
gegen die Exekutionsbewilligung sind alle nach
österreichischem Recht hiefür vorgesehenen
Rechtsmittel zulässig.

(2) Jede von einem österreichischen Gericht ge-
fällte Entscheidung ist in Belgien auf Grund der
Vollstreckbarerklärung durch das zuständige bel-
gische Gericht vollstreckbar, dessen Überprüfung
sich nur auf die im Artikel 2 aufgezählten Punkte
zu beziehen hat; gegen die Vollstreckbarerklä-
rung sind alle nach belgischem Recht hiefür vor-
gesehenen Rechtsmittel mit Ausnahme der
„Opposition" zulässig.

Artikel 5

(1) Der Antrag auf Vollstreckung der Ent-
scheidung in Österreich oder auf Vollstreckbar-
erklärung der Entscheidung in Belgien ist in der
Form und nach den von der Rechtsordnung des
Staates, wo die Vollstreckung begehrt wird, auf-
gestellten Vorschriften einzubringen und zu be-
urteilen.

(2) Die antragstellende Partei hat vorzulegen:
a) eine Ausfertigung der Entscheidung;
b) die zum Nachweis der Vollstreckbarkeit

der Entscheidung erforderlichen Unter -
lagen;

c) im Fall einer Versäumnisentscheidung eine
mit der Bestätigung ihrer Richtigkeit ver-
sehene Abschrift der Ladung oder ein an-
deres zur Feststellung der gesetzmäßigen
Ladung des Beklagten geeignetes Schrift-
stück.

(3) Die vorgelegten Schriftstücke sind von Be-
glaubigungen befreit. Es ist ihnen eine Über-
setzung in eine der Amtssprachen des ersuchten
Staates anzuschließen, deren Richtigkeit von
einem beeideten Übersetzer eines der beiden
Staaten bestätigt sein muß.

Artikel 6

(1) Die in Österreich von den Gerichten,
Jugendämtern als Träger der Amtsvormundschaft
oder Notaren errichteten und vollstreckbaren
Urkunden sind, wenn durch sie zwischen den
Parteien abgeschlossene Vergleiche in Unterhalts-
sachen festgestellt werden, in Belgien für voll-
streckbar zu erklären. Die Vollstreckbarerklärung
ist durch den Präsidenten des Gerichtshofes erster
Instanz des Bezirkes zu erteilen, in dem die Voll-
streckung erfolgen soll.
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(2) Die Vollstreckung auf Grund der in Bel-
gien errichteten und vollstreckbaren Urkunden ,
mit denen solche Vereinbarungen festgestellt
werden, ist in Österreich von dem zuständigen
Gerichtshof erster Instanz zu bewilligen.

(3) Das befaßte Gericht hat sich auf die Über-
prüfung zu beschränken, ob die U r k u n d e n die
in dem Staat, in dem sie errichtet wurden, er-
forderlichen Voraussetzungen für ihre Echtheit
erfüllen und ob die Vollstreckung der öffent-
lichen Ordnung seines Landes nicht widerspricht.

(4) Die Bestimmungen des Artikels 5 Absatz 3
sind hinsichtlich der vorzulegenden Urkunden
anzuwenden.

(5) Gegen die Exekutionsbewilligung oder die
Vollstreckbarerklärung sind die im Artikel 4
Absatz 1 und 2 angeführten Rechtsmittel zu-
lässig.

Artikel 7

(1) Das vorliegende Abkommen ist auf die im
Artikel 1 bezeichneten Entscheidungen sowie auf
die im Artikel 6 bezeichneten öffentlichen U r -
kunden anzuwenden, gleich ob sie vor oder nach
dem Tage seines Inkraft tretens gefällt oder er-
richtet wurden.

(2) Das Abkommen ist jedoch nicht anzuwen-
den, wenn diese Entscheidungen vor seinem In-
kraft t reten von dem allein auf Grund des W o h n -
sitzes oder des gewöhnlichen Aufenthaltes des
Gläubigers zuständigen Gericht als Versäumnis-
entscheidungen gefällt wurden.

Artikel 8

Die Hohen Vertragschließenden Teile behalten
sich vor, den Geltungsbereich des vorliegenden
Abkommens auf Belgisch-Kongo und auf das Ge-
biet von Ruanda-Urundi einvernehmlich durch
Notenwechsel auszudehnen. Die Noten setzen
den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Aus-
dehnung fest.

Artikel 9

(1) Das vorliegende Abkommen ist zu ratifi-
zieren. Der Austausch der Ratifikationsurkunden
hat so bald wie möglich in Brüssel stattzufinden.

(2) Das Abkommen tritt am sechzigsten Tage
nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden
in Kraft.

Artikel 10

(1) Jeder der Hohen Vertragschließenden Teile
kann das vorliegende Abkommen durch schrift-
liche, an den anderen Hohen Vertragschließenden
Teil zu richtende Notifikation aufkündigen. Die
Aufkündigung wird ein Jahr nach dem Zeit-
punkt, an dem sie notifiziert wurde, wirksam.
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(2) Die Aufkündigung kann auf die im Ar-
tikel 8 des vorliegenden Abkommens vorgesehene
Ausdehnung seines Geltungsbereiches beschränkt
werden.

Artikel 11

Jede Streitigkeit hinsichtlich der Auslegung
oder der Anwendung des vorliegenden Abkom-
mens, die zwischen den Hohen Vertragschließen-
den Teilen entstehen könnte, ist auf diploma-
tischem Wege beizulegen.

Geschehen zu Wien, am 25. Oktober 1957, in
zweifacher Ausfertigung in deutscher und fran-
zösischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.

Viktor Hoyer e. h.

Rudolf Kirchschläger e. h.

Albert J. Herment e. h.

Robert Meuwis e. h.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz und vom Bundesminister für die Aus-
wärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver-
sehen worden.

Geschehen zu Wien, den 12. April 1958.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Justiz:

Tschadek

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Das Abkommen wird gemäß seinem Artikel 9 am 8. August 1960 in Kraft treten.

Raab
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142.

Der Bundespräsident erklärt das Zusatzprotokoll Nr. 3 zur Abänderung des Europäischen
Währungsabkommens vom 5. August 1955 und des Protokolls über die vorläufige Anwendung des
Europäischen Währungsabkommens vom 5. August 1955, welches also lautet:

(Übersetzung)

ZUSATZPROTOKOLL
NR. 3 ZUR ABÄNDE-
RUNG DES EUROPÄ-
ISCHEN WÄHRUNGSAB-
KOMMENS VOM 5. AU-
GUST 1955 UND DES PRO-
TOKOLLS ÜBER DESSEN
VORLÄUFIGE ANWEN-
DUNG VOM 5. AUGUST

1955

DIE REGIERUNGEN der
Republik Österreich, der Bun-
desrepublik Deutschland, des
Königreichs Belgien, des König-
reichs Dänemark, Spaniens, der
Französischen Republik, des Kö-
nigreichs Griechenland, Irlands,
der Republik Island, der Ita-
lienischen Republik, des Groß-
herzogtums Luxemburg, des Kö-
nigreichs Norwegen, des König-
reichs der Niederlande, der Por-
tugiesischen Republik, des Ver-
einigten Königreichs Großbri-
tannien und Nordirland, des
Königreichs Schweden, der
Schweizerischen Eidgenossen-
schaft und der Türkischen Re-
publik

HABEN
ALS VERTRAGSPARTEIEN

des am 5. August 1955 unter-
zeichneten Europäischen Wäh-
rungsabkommens (nachstehend
das „Abkommen" genannt) und
des am gleichen Tage unterzeich-
neten Protokolls über die vor-
läufige Anwendung des Abkom-
mens (nachstehend das „Proto-
koll über die vorläufige Anwen-
dung" genannt);

SOWIE ALS VERTRAGS-
PARTEIEN des am 27. Juni
1958 unterzeichneten Zusatzpro-
tokolls Nr. 2 zur Abänderung
des Abkommens;

MIT RÜCKSICHT auf die
am 20. Juli 1959 erfolgte An-
nahme eines Beschlusses durch
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den Rat der Organisation für
Europäische Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit zur Abänderung
der Artikel 3 und 10 des Ab-
kommens;

IM HINBLICK DARAUF,
daß gemäß Abs. 1 des Proto-
kolls über die vorläufige An-
wendung und des Artikels 5
des genannten Zusatzprotokolls
Nr. 2 die Bestimmungen des
Abkommens in der durch dieses
Protokoll geänderten Fassung
vorläufig so angewendet werden,
als ob es am 27. Dezember 1958
in Kraft getreten wäre;

NACHDEM SIE ÜBEREIN-
GEKOMMEN SIND, gewisse
Änderungen an dem Abkom-
men und dem Protokoll über
die vorläufige Anwendung vor-
zunehmen und

MIT RÜCKSICHT auf die
Annahme eines Beschlusses durch
den Rat am 18. Dezember 1959,
womit der Text des vorliegen-
den Zusatzprotokolls genehmigt
wird;

FOLGENDES VEREIN-
BART:

Artikel 1

Artikel 5, Abs. c, des Abkom-
mens wird auf folgenden Wort-
laut abgeändert:

„c) Ein Betrag in gleicher
Höhe wie jede auf Grund dieses
Artikels vorgenommene Rück-
zahlung ist auf einem Sonder-
konto des Fonds insoweit zu
sperren, als sich diese Rückzah-
lung auf Beiträge bezieht, auf
deren Zahlung in Artikel 4,
Abs. c, des Abkommens Bezug
genommen wird."

Artikel 2

Nach Artikel 7 ist ein neuer
Artikel 7 A in das Abkommen
aufzunehmen, der folgenden
Wortlaut erhält:

„Artikel 7 A
SONDERKREDITE

Der Fonds kann von Ver-
tragsparteien Sonderkredite zu
Bedingungen erhalten, die von
der Organisation festzusetzen
sind."
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Artikel 3
Artikel 18, Abs. c, des Ab-

kommens wird auf folgenden
Wortlaut abgeändert:

„c) Die Zustimmung einer
Vertragspartei ist nicht erfor-
derlich für:

1. die Annahme eines Be-
schlusses dahingehend, daß
ihr gegenüber die Anwen-
dung dieses Abkommens
gemäß Artikel 29 suspen-
diert wird;

2. die Annahme eines Be-
schlusses, der während
eines Zeitraumes gefaßt
wird, in welchem die An-
wendung dieses Abkom-
mens gegenüber dieser
Vertragspartei suspendiert
ist; oder

3. die Annahme einer Emp-
fehlung, daß ein bilate-
rales Zahlungsabkommen,
dem diese Vertragspartei
als Partei angehört, revi-
diert werden soll; oder die
Annahme eines Beschlus-
ses, daß der Saldo eines im
Rahmen eines solchen Ab-
kommens unterhaltenen
Kontos bei der Berech-
nung ihrer bilateralen
Forderungen und Schul-
den nicht berücksichtigt
werden soll."

Artikel 4
Artikel 26 des Abkommens

wird auf folgenden Wortlaut
abgeändert:

„Artikel 26
ÄNDERUNG VON BESTIM-

MUNGEN
Die Bestimmungen in Ar-

tikel 3 (einschließlich Tabelle A),
4 d, 5 b, 7, 7 A, 9 bis 16 (ein-
schließlich Tabelle B), 19, 24
und 28 bis .33 können durch
Beschluß der Organisation ab-
geändert werden."

Artikel 5
§ 6 des Protokolls über die

vorläufige Anwendung wird auf
folgenden Wortlaut abgeändert:

„§ 6. Sofern die Organisation
nicht anders entscheidet, tritt
dieses Protokoll außer Kraft,
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wenn sich der Gesamtbetrag der
Beiträge der Parteien dieses Pro-
tokolls auf weniger als 50 v. H.
des Gesamtbetrages der Beiträge
im Sinne des Artikels 33, Abs. d,
des Abkommens beläuft.

Artikel 6
1. Die Artikel 1 bis 5 dieses

Zusatzprotokolls sind wesent-
liche Bestandteile des Abkom-
mens.

2. Dieses Zusatzprotokoll
wird ratifiziert. Es tritt zu dem-
selben Zeitpunkt wie das Ab-
kommen in Kraft oder, wenn
dieses Zusatzprotokoll zu die-
sem Zeitpunkt noch nicht von
allen Signatarstaaten ratifiziert
ist, nach Hinterlegung der Rati-
fikationsurkunden durch alle
Unterzeichnerstaaten.

3. Dieses Zusatzprotokoll
bleibt bis zur Beendigung des
Abkommens in Kraft; die Be-
stimmungen der Artikel 30, 31,
32 und 33 des Abkommens gel-
ten für dieses Zusatzprotokoll
ebenso wie für das Abkommen.

Artikel 7
Unbeschadet der Bestimmun-

gen des Artikels 6, Abs. 2, wer-
den die Parteien dieses Zusatz-
protokolls seine Bestimmungen
mit Wirkung vom 1. Feber 1960
an anwenden.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die unterzeichneten Ver-
treter auf Grund gehöriger
Vollmachten dieses Zusatzpro-
tokoll nachstehend mit ihren
Unterschriften versehen.

GESCHEHEN zu Paris, am
15. Jänner 1960, in englischer
und französischer Sprache, wo-
bei beide Fassungen in gleicher
Weise authentisch sind, in einem
einzigen Exemplar, das beim
Generalsekretär der Organisa-
tion für Europäische Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit hinter-
legt bleiben soll, der allen Par-
teien dieses Protokolls beglau-
bigte Abschriften zustellen wird.
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für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
in diesem Zusatzprotokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver-
sehen worden.

Geschehen zu Wien, am 26. April 1960.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:

Kamitz

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Das vorstehende Zusatzprotokoll wird gemäß seinem Artikel 7 ab 1. Februar 1960 vorläufig
angewendet.

Raab

143.

Vereinbarung
zwischen dem Bundesministerium für Fi-
nanzen der Republik Österreich und dem
Königlich Schwedischen Finanzministerium
über die Durchführung der Entlastung von
den im Abzugsweg an der Quelle erhobenen
Steuern von Einkünften aus beweglichem

Kapitalvermögen

Das Bundesministerium für Finanzen der Re-
publik Österreich

und
das Königlich Schwedische Finanzministerium

haben, in Ausführung von Artikel 10 Absatz 3
des Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und dem Königreich Schweden zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-
biete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen vom 14. Mai 1959 (im folgenden
„Abkommen" genannt), folgendes vereinbart:

I. TEIL

Allgemeine Bestimmungen

A r t i k e l 1

(1) Als im Abzugsweg an der Quelle erhobene
Steuern von Einkünften aus beweglichem Ka-
pitalvermögen im Sinne von Artikel 10 des Ab-
kommens gelten derzeit:
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a) österreichischerseits die Kapitalertragsteuer
samt Zuschlägen im Gesamtbetrag von
177 v. H . (österreichische Quellensteuer);

b) schwedischerseits die Kuponsteuer im Be-
trage von 30 v. H. (schwedische Quellen-
steuer).

(2) Der Anspruch auf Entlastung von der öster-
reichischen Quellensteuer, der einem in Schwe-
den wohnhaften Einkommensempfänger zusteht,
beläuft sich auf den Gesamtbetrag der Kapital-
ertragsteuer samt Zuschlägen (Artikel 10 Ab-
satz 2 des Abkommens). Diese Entlastung erfolgt
im Wege der Rückerstattung (II. Teil der Ver-
einbarung).

(s) Der Anspruch auf Entlastung von der
schwedischen Quellensteuer, der einem in Öster-
reich wohnhaften Einkommensempfänger zu-
steht, beläuft sich auf den Gesamtbetrag der
Kuponsteuer (Artikel 10 Absatz 2 des Abkom-
mens). Diese Entlastung erfolgt im Wege der
Nichterhebung des Steuerabzuges an der Quelle
oder der Rückerstattung der zuviel erhobenen
Steuern (III. Teil der Vereinbarung).

(4) Rückzuerstattende Steuerbeträge werden
nicht verzinst.

A r t i k e l 2

(1) Der Empfänger von Einkünften aus beweg-
lichem Kapitalvermögen, die in einem der beiden
Staaten einer im Abzugsweg an der Quelle erho-
benen Steuer unterliegen, hat Anspruch auf Ent-
lastung von dieser Steuer, sofern

a) er im Zeitpunkt der Fälligkeit der Ein-
künfte seinen Wohnsitz im Sinne von Ar-
tikel 2 des Abkommens im anderen Staate
hat und

b) die in Rede stehenden Einkünfte in diesem
anderen Staate den Steuern vom Einkom-
men unterliegen oder unterliegen würden,
wenn die Bestimmungen des Artikels 10
Absatz 6 des Abkommens nicht anzuwen-
den wären.

(2) Bei Angehörigen einer diplomatischen oder
konsularischen Vertretung des einen Staates, die
im anderen Staat oder in einem dritten Staat
residieren und die Staatsangehörigkeit des Ent-
sendestaates besitzen, gilt der Wohnsitz als in
diesem letzteren Staate gelegen, sofern sie dort
zur Entrichtung direkter Steuern von Einkünf-
ten aus beweglichem Kapitalvermögen, die im
anderen Staat einer im Abzugsweg an der Quelle
erhobenen Steuer unterliegen, verpflichtet sind
(Artikel 10 Absatz 4 lit. a des Abkommens).

A r t i k e l 3

(1) Natürliche und juristische Personen, die in
ihrem Wohnsitzstaat keine Steuern vom Ein-
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kommen bezahlen, weil sie aus in ihrer Person
liegenden Gründen steuerfrei sind oder weil ihr
Einkommen die steuerfreien Beträge nicht über-
schreitet, können die Entlastung von den vom
anderen Staat an der Quelle erhobenen Steuern
gleichwohl verlangen.

(2) Internationale Organisationen und ihre Or-
gane sowie die Beamten solcher Organisationen
und das Personal diplomatischer oder konsula-
rischer Vertretungen eines dritten Staates, die
sich in einem der beiden Staaten aufhalten oder
dort residieren und in diesem Staat von der Ent-
richtung direkter Steuern von Einkünften aus
beweglichem Kapitalvermögen befreit sind,
haben keinen Anspruch auf Entlastung von dem
im anderen Staat im Abzugsweg an der Quelle
erhobenen Steuern (Artikel 10 Absatz 4 lit. b
des Abkommens).

II. TEIL

Rückerstattung der österreichischen
Quellensteuer

A r t i k e l 4

(1) Der in Schweden wohnhafte Einkommens-
empfänger hat die Rückerstattung der österrei-
chischen Quellensteuer unter Verwendung des
Formulars R-S 1, das vom schwedischen Kupon-
steuerbüro (Kupongskattekontoret) in Stockholm
bezogen werden kann, schriftlich zu beantragen.
Der Antrag ist innerhalb von zwei Jahren nach
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die besteuer-
ten Einkünfte fällig geworden sind, dem schwe-
dischen Kuponsteuerbüro (Kupongskattekonto-
ret) in doppelter Ausfertigung einzureichen.

(2) Entstehen im Lauf eines Kalenderjahres
mehrere Rückerstattungsansprüche, so sind sie
zusammen in einem Antrag geltend zu machen.
Ansprüche aus zwei Jahren können in einem
Antrag zusammengefaßt werden. Soweit jedoch
die in Österreich wohnhaften Ertragsschuldner
nicht vom gleichen Finanzamt zur Körperschaft-
steuer veranlagt werden (Artikel 6 Absatz 1),
sind gesonderte Anträge einzureichen. Die in
Betracht kommenden Finanzämter sind auf der
Rückseite des Formulars R-S 1 verzeichnet.

A r t i k e l 5

(1) Der schwedische Kuponsteuerausschuß
(Kupongskattenämnden) prüft, ob die in den
vorstehenden Artikeln 2 und 3 umschriebenen
Voraussetzungen erfüllt sind, und stellt nötigen-
falls ergänzende Erhebungen an.

(2) Ist der Antrag begründet, so bescheinigt der
Kuponsteuerausschuß (Kupongskattenämnden)
dies auf der einen Ausfertigung, die er dem
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Bundesministerium für Finanzen zustellt. Die
andere Ausfertigung bleibt bei der zuständigen
schwedischen Steuerbehörde.

A r t i k e l 6

(1) Das Bundesministerium für Finanzen über-
mittelt den Antrag an das hierüber zur Ent-
scheidung zuständige Finanzamt, das ist das Fi-
nanzamt, das für die Körperschaftsteuerveranla-
gung des Schuldners der Kapitalerträge zustän-
dig ist.

(2) Das in Absatz 1 bezeichnete Finanzamt für
Körperschaften prüft den Antrag auf seine Be-
rechtigung und seine Richtigkeit. Notwendige
ergänzende Auskünfte und Beweismittel holt es
direkt beim Antragsteller oder gegebenenfalls
beim schwedischen Kuponsteuerausschuß (Ku-
pongskattenämnden) ein. Es entscheidet über die
Durchführung der Rückerstattung.

(3) Das in Absatz 1 bezeichnete Finanzamt für
Körperschaften eröffnet dem Antragsteller seine
Entscheidung schriftlich und überweist den ge-
schuldeten Rückerstattungsbetrag unter Beach-
tung allfälliger Vorschriften über den gebun-
denen Zahlungsverkehr an die im Antrag
angegebene Adresse.

(4) Wird ein Antrag ganz oder teilweise ab-
gewiesen, so wird die Entscheidung mit einer
Begründung und einer Rechtsmittelbelehrung
durch eingeschriebenen Brief eröffnet.

(5) Gegen die Entscheidung des Finanzamtes
für Körperschaften kann bei der Finanzlandes-
direktion innerhalb eines Monates von der Zu-
stellung an Beschwerde erhoben werden. Gegen
die Beschwerdeentscheidung der Finanzlandes-
direktion kann innerhalb von 6 Wochen von
der Zustellung an Beschwerde an den Verwal-
tungsgerichtshof in Wien erhoben werden.

A r t i k e l 7

Die österreichischen Steuerbehörden und der
österreichische Verwaltungsgerichtshof nehmen
Korrespondenzen und Beschwerden von Antrag-
stellern mit Wohnsitz in Schweden nur in deut-
scher Sprache entgegen.

A r t i k e l 8

Das Verfahren nach den Artikeln . 4 bis 7
findet keine Anwendung auf die Rückerstattung
der österreichischen Kapitalertragsteuer, für die
den in Schweden wohnhaften Personen schon
nach Maßgabe der österreichischen Gesetzgebung
ein Anspruch zusteht (Artikel 10 Absatz 5 des
Abkommens).
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III. TEIL

Entlastung von der schwedischen Quellensteuer

A r t i k e l 9

(1) Das Recht auf Entlastung von der schwe-
dischen Quellensteuer, das dem Einkommens-
empfänger mit Wohnsitz in Österreich zusteht,
ist schon bei der Auszahlung der Dividende
durch Unterlassung des Steuerabzuges zu beach-
ten, vorausgesetzt, daß

a) er bei der Auszahlung der Dividende die
festgelegte Anzeige über Dividenden (For-
mular 18 b) einreicht und

b) er gleichzeitig eine Bestätigung des zustän-
digen österreichischen Finanzamtes vorlegt,
aus der hervorgeht, daß er im Zeitpunkt
der Fälligkeit der Dividende seinen Wohn-
sitz in Österreich hatte und mit der Divi-
dende in Österreich den Steuern vom
Einkommen unterliegt oder unterliegen
würde, wenn die Bestimmungen des Ar-
tikels 10 Absatz 6 des Abkommens nicht
anzuwenden wären, und

c) dabei aus den Umständen offensichtlich
hervorgeht, daß er im Zeitpunkt der Fäl-
ligkeit der Dividende keine Betriebsstätte
in Schweden hatte.

(2) Das schwedische Finanzministerium teilt
dem Bundesministerium für Finanzen jährlich,
unter Angabe des Dividendenbetrages, die Na-
men und Adressen derjenigen Dividenden-
empfänger mit Wohnsitz in Österreich mit,
denen gegenüber der Abzug der schwedischen
Quellensteuer unterlassen worden ist.

A r t i k e l 10

(1) Ist dem Einkommensempfänger mit Wohn-
sitz in Österreich die Dividende unter Abzug
der schwedischen Quellensteuer ausbezahlt wor-
den und hat er Anspruch auf Entlastung, so hat
er die Rückerstattung der schwedischen Quellen-
steuer bei dem Kuponsteuerausschuß (Kupong-
skattenämnden) in Stockholm schriftlich zu
beantragen. Der Antrag ist innerhalb von zwei
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem
die besteuerte Dividende fällig geworden ist, in
doppelter Ausfertigung dem Finanzamt einzu-
reichen, das für die Erhebung der Einkommen-
steuer oder der Körperschaftsteuer des Antrag-
stellers in Österreich zuständig ist.

(2) Dem in Absatz 1 erwähnten Antrag hat
der Antragsteller entweder die Bescheinigung,
die er über die abgezogene Quellensteuer erhal-
ten hat, oder irgendeinen anderen Nachweis
über den Abzug der Steuer beizufügen.

(3) In dem Antrag ist außerdem anzugeben, ob
der Einkommensempfänger im Zeitpunkt der
Fälligkeit der Dividende eine Betriebsstätte in
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Schweden hatte. Gibt der Antragsteller an, daß
dies nicht der Fall gewesen sei, ist die Angabe
von einer Bank oder einer anderen Person, die
die Geschäftsverhältnisse des Antragstellers
kennt, zu bestätigen.

(4) Der Antrag ist in schwedischer und deut-
scher Sprache auszufertigen.

(5) Das österreichische Finanzamt prüft, ob die
in den vorstehenden Artikeln 2 und 3 umschrie-
benen Voraussetzungen für die Rückerstattung
erfüllt sind und stellt nötigenfalls ergänzende
Erhebungen an. Ist der Antrag begründet, so
bescheinigt das Finanzamt auf einer der Aus-
fertigungen, daß der Antragsteller im Zeitpunkt
der Fälligkeit der Dividende seinen Wohnsitz
in Österreich hatte und mit der Dividende in
Österreich den Steuern vom Einkommen unter-
liegt oder unterliegen würde, wenn die Be-
stimmungen des Artikels 10 Absatz 6 des
Abkommens nicht anzuwenden wären. Diese
Ausfertigung wird dem Kuponsteuerausschuß
(Kupongskattenämnden) im Wege des österrei-
chischen Bundesministeriums für Finanzen zu-
gestellt. Die andere Ausfertigung bleibt beim
Finanzamt.

(6) Über den Antrag entscheidet der Kupon-
steuerausschuß (Kupongskattenämnden). Not-
wendige ergänzende Auskünfte und Beweis-
mittel holt er direkt beim Antragsteller oder
gegebenenfalls beim zuständigen österreichischen
Finanzamt im Wege des österreichischen Bundes-
ministeriums für Finanzen ein.

(7) Der Kuponsteuerausschuß (Kupongskatte-
nämnden) eröffnet dem Antragsteller seine Ent-
scheidung schriftlich; der geschuldete Rück-
erstattungsbetrag wird diesem an die im Antrag
angegebene Adresse unter Beachtung allfälliger
Vorschriften über den gebundenen Zahlungs-
verkehr überwiesen.

(8) Wird ein Antrag ganz oder teilweise abge-
wiesen, so wird die Entscheidung mit einer Be-
gründung und einer Rechtsmittelbelehrung
durch eingeschriebenen Brief eröffnet.

(9) Gegen die Entscheidung des Kuponsteuer-
ausschusses (Kupongskattenämnden) kann beim
Kammergericht (Kammarrätten) in Stockholm
Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist
innerhalb von zwei Monaten von der Zustellung
an entweder beim Kuponsteuerbüro (Kupong-
skattekontoret) in Stockholm oder direkt beim
Kammergericht einzureichen. Gegen Entscheidun-
gen des Kammergerichtes kann Beschwerde an
Seine Majestät den König erhoben werden. Die
Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten von
der Zustellung an beim schwedischen Finanz-
ministerium (Finansdepartementet) in Stockholm
einzureichen.
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IV. TEIL

Schlußbestimmungen

A r t i k e l 11

Das österreichische Bundesministerium für
Finanzen und das schwedische Finanzministerium
unterstützen sich gegenseitig in der Verhinde-
rung mißbräuchlicher Steuerentlastungen.

A r t i k e l 12

(1) Diese Vereinbarung ist in deutscher und
schwedischer Sprache ausgefertigt, wobei beide
Texte gleicherweise authentisch sind; sie tr i t t
gleichzeitig mit dem Abkommen in Kraft und
findet erstmals Anwendung auf die im Abzugs-
weg an der Quelle erhobenen Steuern von Ein-
künften aus beweglichem Kapitalvermögen, die
im Kalenderjahr 1959 fällig werden (Artikel 26
des Abkommens).

(2) Diese Vereinbarung kann im gegenseitigen
Einverständnis jederzeit durch Schriftwechsel
abgeändert oder ergänzt werden.

(3) Die Vereinbarung kann von jedem der
beiden Ministerien mindestens sechs Monate vor
Ablauf eines Kalenderjahres gekündigt werden;
sie erlischt im Fall einer solchen Kündigung mit
Ablauf des Kalenderjahres. Begehren um Ent-
lastung von Quellensteuern, die vor dem letzt-
genannten Zeitpunkt eingereicht worden sind,
sollen indessen noch nach dem in der vorliegen-
den Vereinbarung vorgesehenen Verfahren er-
ledigt werden. Sobald eine Kündigung erfolgt
ist, sollen unverzüglich Verhandlungen über den
Abschluß einer neuen Vereinbarung aufgenom-
men werden.

"Wien, den 22. Feber 1960

Für das Bundesministerium für Finanzen:

Dr. Josef Stangelberger

Die vorstehende Vereinbarung ist gemäß ihrem Artikel 12 am 29. Dezember 1959 in
Kraft getreten.

Raab
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Anlage 1.
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Anlage 2.
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